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III. Kommunale Bauvorschriften 

1. Bauvoraussetzungen 

Baubewilligung
1.  Anzeigepflicht Art. 43 

1  Bauvorhaben (Gebäude und Anlagen einschliesslich Projektänderungen, Zweckänderun-
gen, Erneuerungsarbeiten, Unterhaltsarbeiten, Zweckänderungen von Grundstücken, von 
denen erhebliche Auswirkungen auf die Nutzungsordnung zu erwarten sind), sind vorgän-
gig der Projektierung und Ausführung ausnahmslos der Baubehörde anzuzeigen. 

2  Die Baubehörde registriert das Vorhaben und die Bauherrschaft. 

2. Entscheid über Baubewilligungspflicht und die Art des Verfahrens Art. 44 

1  Die Baubehörde entscheidet, ob das angezeigte Vorhaben unter die baubewilligungsfreien 
Vorhaben gemäss Art. 40 KRVO fällt oder ob eine Baubewilligungspflicht besteht. Sie 
entscheidet zugunsten der Baubewilligungspflicht, wenn sie dies im öffentlichen Interesse 
oder zur Wahrung von Rechten Dritter für notwendig oder angemessen hält. 

2  Bezüglich der baubewilligungspflichtigen Vorhaben entscheidet die Baubehörde sodann, 
ob das ordentliche Baubewilligungsverfahren durchzuführen ist oder ob die Voraussetzun-
gen für das Meldeverfahren gemäss Art. 50 KRVO erfüllt sind. Für Vorhaben gemäss Art. 
40 KRVO, die nach Absatz 1 einer Bewilligungspflicht unterstellt werden, kommt aus-
schliesslich das Meldeverfahren gemäss Art. 50 und 51 KRVO zur Anwendung.  

3. Eröffnung des Entscheides und des Verfahrens Art. 45 

1  Die Baubehörde teilt der Bauherrschaft ihren Entscheid gemäss Art. 44 innert 15 Ar-
beitstagen seit der Anzeige in einer anfechtbaren Verfügung mit. Bei baubewilligungs-
pflichtigen Bauvorhaben gibt sie gleichzeitig die abzugebende Anzahl Baugesuche, die er-
forderlichen Baugesuchsunterlagen sowie allfällige nötige Gesuche für Zusatzbewilligun-
gen bekannt.

2  Bei den nicht baubewilligungspflichtigen Vorhaben orientiert die Baubehörde die Bauherr-
schaft ebenfalls über allfällige nötige andere Bewilligungen.

3 Nach Eingang des formellen Baugesuchs führt die Baubehörde das festgelegte Verfahren 
durch, sorgt bei Bedarf für die Einleitung des BAB-Verfahrens und stellt bei Bauvorhaben, 
die Zusatzbewilligungen erfordern, die notwendige Koordination mit den zuständigen Be-
hörden sicher. 
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Baugesuch Art. 46 

1 Für alle der Baubewilligungspflicht unterliegenden Gebäude und Anlagen (Bauvorhaben) 
ist bei der Baubehörde ein Baugesuch auf amtlichem Formular in mindestens drei, bei 
BAB-Gesuchen in mindestens fünf Ausfertigungen, einzureichen. Die Baubehörde ver-
langt weitere Ausfertigungen nach Bedarf. 

2 Dem Baugesuch sind, soweit erforderlich, beizulegen: 

1. Situationsplan im Massstab 1:500 oder 1:1000 (Katasterplan) enthaltend: Grenzverlauf, Par-
zellennummern, Grundstücksfläche, anrechenbare Gebäudefläche (8.4) und resultierende 
Überbauungsziffer (8.4), Lage der Nachbargebäude, Zufahrten, Abstellplätze, Baulinien, 
Grenz- und Gebäudeabstände, versicherte Höhenbezugspunkte; 

2. bei Erweiterungen und Umbauten sowie bei Aussenrenovationen Fotodokumentation über das 
bestehende Gebäude sowie ein bauhistorisches Objektinventar bei schützenswerten und erhal-
tenswerten Gebäuden und Anlagen in Erhaltungszonen; 

3. Situationsplan mit Anschlüssen für Wasser, Kanalisation, elektrischen Strom und Telefon; 

4. Grundrisse aller Geschosse im Massstab 1:100 mit vollständigen Angaben über Aussenmasse 
und Mauerstärken der Aussen- und Wohnungstrennwände, alle vorgeschriebenen Masse ge-
mäss IVHB (Art. 10 Baugesetz); projizierte Fassadenlinie (3.3) im Grundriss des Erdgeschos-
ses (6.1) mit Gesamtlänge und Höhenkoten des bestehenden Terrainverlaufes; Zweckbestim-
mung der Räume;  

5. Fassadenfluchten (Ansichten) (3.1) und Schnitte 1:100 mit Verlauf des massgebenden und 
neuen Terrains in der projizierten Fassadenlinie bis zur Grenze, sowie Strassenhöhen. Voll-
ständige Angabe der massgeblichen Längen-, Flächen- und Höhenmassen zur Berechnung der 
Abgrabungen, des Herausragens von Unterniveaubauten und von Dachaufbauten. (Weicht das 
massgebende Terrain ausnahmsweise vom natürlichen, resp. bestehenden Verlauf ab, bedingt 
dies die vorgängige Zustimmung der Baubehörde.); 

6. Berechnung der durchschnittlichen Geschosshöhe und Zusammenstellung der Hauptnutzfläche 
(HNF) nach SIA 416 (Anhang IVHB) je Wohnung mit Berechnung der erforderlichen Ab-
stellplätze;

7. Projektpläne der Umgebungsarbeiten mit Darstellung von Terrainveränderungen, Stützmau-
ern, Einfriedungen, Parkplätzen, Bepflanzungen gegenüber von öffentlichem Grund usw.; 

8. Baubeschrieb mit Angaben über Zweckbestimmung, Bauausführung, Material, Farbgebung 
usw.;

9. Angabe der approximativen Baukosten; kubische Berechnung nach SIA-Norm 416; 

10. Unterlagen für den baulichen Zivilschutz gemäss eidgenössischen und kantonalen Vorschrif-
ten;

11. Unterlagen für die der feuerpolizeilichen Bewilligungspflicht unterstellten Anlagen; 

12.  Bei Gebäuden und Anlagen im Bereich von Kantonsstrassen die erforderlichen Bewilligungen 
gemäss kantonalen Vorschriften; 
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13. Energienachweis sowie Ergebnis desselben auf offiziellem Formular von fachlich zertifizierter 
Stelle; für historisch wertvolle Gebäude gelten bezüglich Energienachweis besondere Be-
stimmungen; 

14. Nachweis betreffend Schallschutz gemäss eidgenössischen Vorschriften; 

15. Vorprüfungsentscheid der Gebäudeversicherung bei Gebäuden in der Gefahrenzone;

16. bei Wasser- und Abwasseranschlüssen Angaben über Wasserbedarf, Rohrdurchmesser, Rohr-
material und Gefälle der Anschlussleitungen; 

17. Detailpläne der Abwasserreinigungsanlagen (Einzelkläranlagen) bzw. der erforderlichen Vor-
behandlungsanlagen für Abwasser sowie Angaben zur Dimensionierung der Anlagen; 

18. bei Bauvorhaben, die Luftverunreinigungen verursachen, Emissionserklärung gemäss eidge-
nössischen Vorschriften;

19. bei Bauvorhaben der landwirtschaftlichen Nutztierhaltung: Berechnung des Mindestabstands 
gemäss FAT-Bericht und Nachweis, dass der Mindestabstand gegenüber benachbarten Gebäu-
den und bewohnten Zonen eingehalten ist; 

20. bei Bauvorhaben mit erheblichen Emissionen von Luftverunreinigungen, Immissionsprognose 
gemäss eidgenössischen Vorschriften (auf Verlangen der Baubehörde); 

21. bei Bauvorhaben, die nichtionisierende Strahlung verursachen, Standortdatenblatt und Anga-
ben gemäss eidgenössischen Vorschriften; 

22. bei Bauvorhaben mit eigenen Lärmquellen Unterlagen gemäss eidgenössischen Vorschriften 
(Lärmprognose auf Verlangen der Baubehörde); 

23. bei Bauvorhaben in lärmbelasteten Gebieten Unterlagen gemäss eidgenössischen Vorschriften; 

24. Unterlagen für Bewilligungen von Grabungen und Sondierungen, für Grundwasserabsenkung 
und Grundwasserentnahmen sowie von Wärmepumpen für die Benutzung von Wasser- oder 
Bodenwärme gemäss den Weisungen der kantonalen Fachstelle für Gewässerschutz; 

25. Angaben über Art und Menge der bei Ausführung des Bauvorhabens anfallenden Abfälle und 
Angaben über deren Entsorgung auf besonderem Formular (Entsorgungserklärung vom Amt 
für Natur und Umwelt); 

26. bei Abfallanlagen (z.B. Deponien, Anlagen zum Sammeln und Aufbereiten von Abfällen aller 
Art, Abfallzwischenlager, Kompostieranlagen ab einer Kapazität von 100 Tonnen pro Jahr, 
KVA) Angaben und Unterlagen gemäss eidgenössischen Vorschriften. 

27. allfällige vertragliche Vereinbarungen und entsprechende Auszüge über Grundbucheinträge 
oder Anmerkungen; Grundbuchauszug in besonderen Fällen. 

 Die Baubehörde kann auf einzelne Planunterlagen verzichten oder weitere anfordern, so-
fern dies für die Beurteilung des Bauvorhabens notwendig ist. Bei besonderen Bauvorha-
ben kann sie ein Modell verlangen. 

3 Bei Bauvorhaben, die dem Meldeverfahren unterliegen, ist das Baugesuch in vereinfachter 
Ausführung und lediglich mit den für das Verständnis des Vorhabens notwendigen Unter-
lagen einzureichen.
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4 Die Baugesuchsunterlagen sind von den Grundeigentümern, der Bauherrschaft und von 
den Projektverfassenden zu unterzeichnen. 

5 Bei Umbauten oder Änderung bewilligter Pläne muss aus den Plänen der Zustand der 
betreffenden Gebäudeteile vor und nach dem Umbau bzw. der Abänderung ersichtlich sein 
(bestehend: grau; neu: rot; Abbruch: gelb). 

6 Nach Abschluss der Bauarbeiten ist der Gemeinde unaufgefordert eine Dokumentation des 
ausgeführten Werks abzugeben (Ausführungspläne). Bei Bauvorhaben mit BAB- Bewilli-
gung sind der Gemeinde zwei Ausfertigungen abzuliefern. 

 Revers Art. 47 

1 Werden Gebäude und Anlagen, welche nicht mit der gesetzlichen Regelung übereinstim-
men, ausnahmsweise für eine beschränkte Dauer bewilligt, kann die Bewilligung vom Ab-
schluss einer Vereinbarung abhängig gemacht werden, worin sich die betroffenen Grund-
eigentümer verpflichten, auf Verlangen der Baubehörde innert angemessener Frist den ge-
setzlichen Zustand wieder herzustellen (Revers). 

2 Die Baubehörde lässt Reverse auf Kosten der Bauherrschaft im Grundbuch anmerken. 

2. Wohnförderung , Sicherheit und Gesundheit 

Wohnhygiene Art. 48 

1 Räume mit Hauptnutzflächen (Anhang IVHB) müssen genügend lichte Höhe (5.4) aufwei-
sen, lüftbar und natürlich belichtet sein. Gegebenfalls sind durch entsprechende technische 
Ausrüstungen einwandfreie Verhältnisse zu schaffen.

2 Das Wohnen in Zelten, Campingwagen und dgl. ist im ganzen Gemeindegebiet verboten. 
Die Baubehörde kann temporäre Anlagen bewilligen, wenn die hinreichenden Ver- und 
Entsorgungseinrichtungen sichergestellt sind. 

Energiehaushalt und Energieanlagen  Art. 49 

1 Die Gemeinde fördert den gezielten Einsatz und die Nutzung von erneuerbaren Energien. 
Bei allen Gebäuden und Gebäudeteilen ist der sparsamen und umweltgerechten Energie-
nutzung besondere Beachtung zu schenken. 

2 Alle Anlagen zur Nutzung von alternativen Energiequellen sind unter grösstmöglicher 
Schonung des Orts- und Landschaftsbildes und der Umwelt anzubringen. Die Baubehörde 
kann die geplante Anlage in diesen Belangen von einem ausgewiesenen Fachmann auf 


